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Nachrichten aus Brüssel

Patientenrechte-Richtlinie 

Im Bereich Gesundheit ist die Fortführung der Arbei-
ten für eine Richtlinie über Patientenrechte in der
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung der
Hauptschwerpunkt der schwedischen Ratspräsident-
schaft. Im Gesundheitsrat (EPSCO) am 1. Dezember
2009 soll hierzu eine politische  Einigung angestrebt
werden. Die Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten
im Bereich der Telemedizin und der elektronischen
Medizininformationssysteme sind weitere Kern-
punkte im schwedischen Arbeitsprogramm. Die zu-
nehmenden Resistenzen gegenüber Antibiotika stel-
len ein weiteres Anliegen dar. Ratsschlussfolgerun-
gen sollen ebenfalls zum Altern in Gesundheit und
Würde und zur Prävention von Alkoholmissbrauch
unter besonderer Berücksichtigung von Alkoholwer-
bung, die sich an Jugendliche richtet, erlassen wer-
den. Das Auftreten der sogenannten Neuen Grippe
(A/H1N1-Virus) soll von Ratsseite ebenfalls aufge-
griffen werden. Gegebenenfalls soll auf dem EPSCO
eine Ratsempfehlung zur jährlichen Grippeschutz-
impfung vorgestellt werden. Gleichfalls ist auf dem
Gesundheitsministerrat die Annahme der Ratsemp-
fehlung über rauchfreie Zonen vorgesehen.

Ungleichheiten in der Versorgung

Die Europäische Kommission hat am 23. Juli 2009
ihren Bericht zur Konsultation „Ungleichheiten 
in der Gesundheitsversorgung“ veröffentlicht. Die 
Frage lautete, wie den in der EU aus dem Blick -
winkel der Sozialpolitik bestehenden Ungleichhei-
ten im Gesundheitssektor begegnet werden kann.
Dabei geht es vor allem um die Frage der Ungleich-
heit vor dem Hintergrund von Herkunft und Bil-
dung. Die Kommission wollte vornehmlich wissen,
in welchen Bereichen und auf welcher Ebene (regio-
nal, national, europäisch) Handlungsbedarf gese-
hen wird. Insgesamt wurden 135 Stellungnahmen
aus 13 Mitgliedsstaaten eingereicht, auch von eini-
gen nationalen Zahnärzte-Organisationen. Beson-
dere Probleme bestehen danach vor allem im Be-
reich der Lebenserwartung zwischen den alten und
den neuen Mitgliedsstaaten. Dieser Trend werde
durch die Finanzkrise noch verstärkt. Aufgrund des

Umfangs der Probleme spreche sich eine Mehrheit
der Beteiligten für Maßnahmen auf europäischer
Ebene aus, zum Beispiel in den Bereichen Daten-
sammlung oder Schwerpunktsetzung. Unterschied-
liche Auffassungen bestünden jedoch in der Frage,
auf welcher Ebene konkrete Maßnahmen erfolgen
sollten. Die Mehrheit der Beteiligten spricht sich für
weitere Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene aus.

Schnittverletzungen

Die Europäischen Sozialpartner haben am 17. Juli
2009 eine Übereinkunft zum Schutz von Infektio-
nen infolge von Stichverletzungen durch Nadeln
und andere medizinische Instrumente unterzeich-
net. Mit ihrer Übereinkunft wollen die beteiligten
Sozialpartner die Schaffung einer sicheren Arbeits-
umgebung, die Prävention von Verletzungen durch
scharfe und spitze medizinische Instrumente und
die Festlegung einer integrierten Herangehensweise
zur Bewertung und Vermeidung von Risiken sowie
zur Schulung und Unterrichtung der Beschäftigten
erreichen. Nach der Sommerpause wird die Euro-
päische Kommission dem Rat gemäß Artikel 139
EG-Vertrag einen Vorschlag zur Umsetzung der
Übereinkunft durch eine Richtlinie unterbreiten.

Elektronische Bedienungsanleitung

Bedienungsanleitungen für Medizingeräte sollen
künftig auf elektronischem Wege statt durch Bedie-
nungsanleitungen in Papierform durch die Herstel-
ler für die Abnehmer verfügbar gemacht werden.
Nur in Ausnahmefällen soll eine Übermittlung in
Form von Papier-Bedienungsanleitungen auf Antrag
des Abnehmers möglich sein. Die elektronische In-
formation soll mittels Internet oder über andere ex-
terne Speicherplätze gewährleistet werden. So sieht es
ein Richtlinienvorschlag der EU-Kommission vor. Die
Richtlinie wendet sich ausschließlich an die Her -
steller und professionelle Abnehmer medizinischer
 Geräte. Betroffen sind vornehmlich Bedienungsan-
leitungen fest installierter medizinischer Geräte. 
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